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Amtsblatt

der

Königlichen Regierung z« Düsseldorf.
Stuck 21.

Inhalt des Neichs-Gesetzblattes.
501. 482. Das zu Berlin am 17, Mai 1878 aus¬
gegebene 11. Stück des Reichs-Gesetzblattesenthält:

Nr. 1237. Gesetz, betreffend den Bau von Eisen¬
bahnen in Lothringen. Vom 8. Mai 1878.

Inhalt der Gesetzsammlung.
502. 473. Das zu Berlin am 14. Mai 1878 aus¬
gegebene 20. Stück der Gesetzsammlung enthalt:

Nr. 8565. Gesetz, betreffend die Feststellung eines
Nachtrags zum Staatshaushalts-Etat sür das Jahr vom
1, April 1878/79. »Vom 13. April 1378.

Nr. 8566. Gesetz, betreffend den Forstdiebstahl.Vom
15. April 1878.

Nr. 8567. Ausführungsgesetzzum Deutschen Gerichts¬
verfassungsgesetz.Vom 24. April 1878.

Verordnungen n Bekanntmachungen
der Central Behörden.

503. 493. Abänderung der VollzugsbestiinmuugII.,
Ziffer 4 zn Artikel 2 des Eisenbahn-Postgesetzesvom

20. Dezember 1875.
Auf Grund des Artikels 10 des Gesetzes vom 20.

Dezember 1875, betreffend die Abänderung des K. 4 des
Gesetzes über das Postwesendes Deutschen Reichs vom
28. Oktober 1871, wird die Vollzugsbestimmnng II.,
Ziffer 4 zu Artikel 2 des gedachten Gesetzes, be¬
treffend das Verfahren zur Ermittelung der Frachtver-
gütuug für die Beförderung zahlnngspslichtigerPost¬
sendungen auf den Eisenbahnen, unter Zustimmung des
Bundesraths, wie folgt, abgeändert:

„4. Die Fracht für die Beförderung zahlungspflich-
tiger Postseuduugeuwird, wie folgt, berechnet.

Für einen Zeitraum vou zehu Tagen wird ermittelt,
wie viele Poststücke (mit Ausnahme der Briefpoftsendnn-
gen, Zeitungen und Gelder) im Einzelgewichtvon mehr
als 10 KZ mit jedem Zuge von jeder Station bis zur
nächstfolgenden befördert worden sind, und wie viel das
Gewicht dieser zahlungspslichtigen Poststücke von Station
zn Station betragen hat. Diese Ermittelung wird dnrch
die Postverwaltuug bewirkt. Der Eisenbahuverwaltnng
steht die Mitwirkung beider Ermittelung frei. In den
Rechnungsjahren 1878/79, 1879/80 und 1880/81 foll
diese Ermittelung während des Monats Mai stattfinden.

Ausgegeben zu Düsseldorf am 2b. Mai 1878.

Jahrgang 1878.
Die ermittelte Gesammt-Gewichtssummc der Zahlungs¬

pflichtigen Postsendungen, welche zwischen je zwei
Stationen befördert worden find, wird mit der Kilo¬
meterzahl der Stationsentfernung vervielfältigt, und
die gefundenen Snmmen werden zur Gewiunung einer
Gewichtszahl in Kilogrammen für das
Kilometer der Bahnlänge zusammengerechnet.

Die so gewonnene Gewichtssnmme wird auf Achs-
Kilometer zurückgeführt, indem je 1000 Kilogramm-
Kilometer (20 Zentner-Kilometer)anf das Achs-Kilometer
gerechnet, überschießendeGewichtsbeträge bis zu 500
Kilogramm-Kilometern außer Ansatz gelassen, größere
Beträge aber je als eine volle Achse augesetzt werden.

Durch Vervielfältigung mit der Zahl 3 und dem
Vergütnngsfatze von M. 0,20 für das Achs-Kilometer
ergiebt sich die monatlicheSumme der von der Post- an
die Eiseubahnverwaltung zn leistenden Frachtvergütnng.

Für die Stationslänge kommt die wirklich ausge¬
messene Entfernung (nicht die zn Tarifzwecken abge¬
rundete Kilometerzahl) mit der Maßgabe zur Anwen¬
dung, daß Entfernungen unter 0,zg km nicht in Rech¬
nung gefetzt, Entfernungen von 0,zg bis 0,g Km da¬
gegen für ein volles Kilometer gerechnet werden.

Die für das Rechnungsjahr 1878/79 ermittelte Fracht
ist auch für das Vierteljahr Januar März 1878 zahlbar.

Anderweite Festsetzungen der so gefundenenMonats-
fnmme können im Laufe desjenigen Rechnungsjahres, in
welchem die Ermittelung stattgefunden hat, nur dann
verlangt werden, wenn in der Benutzung der Bahn zu
Zwecken des Postdiensteserhebliche Veränderungen ein¬
getreten sind.

Bei Eröffnung neuer Strecken schon bestehender Bahnen
kann die Ermittelung im beiderseitigen Einverständnisse
in der Art bewirkt werden, daß nur für die neu er¬
öffnete Strecke die Zahl der Zentner-Kilometerberechnet,
diese Zahl der Zahl der Zentner-Kilometer für die
übrigen Bahnstreckenhinzugerechnet und solchergestalt
die Zahl der zu vergütenden Achs-Kilometerneu be¬
rechnet wird.

Bei ueu angelegten Bahnen wird sich die PostVerwal¬
tung mit der Eisenbahnverwaltnng über den Zeitpunkt
der Ermittelung für das Rechnungsjahr, in welchem die
Betriebseröffnung erfolgt, in jedem einzelnen Falle ver¬
ständigen.

Die Ermittelung des Betrages der für die zahlungs¬
pslichtigen Päckereien zu entrichtendenVergütung kann



im übrigen in jedem Rechnungsjahre nnr einmal
verlangt werden. Das Verlangen ist spätestens bis zum
1. April zur Kenntniß des anderen Theiles zu bringen."

Berlin, den 9. Mai 1878.
Der Reichskanzler. I. V.: Stephan.

Verordnungen n. Bekanntmachungen
der Hroviuzial-Behörden.

474. Der Bnndesrath hat in der Sitzung vom
13. Aprild. I. — Z. 253 der Protokolle — beschlossen:
„daß für hölzerne Musterkoffer, wem? sie augenscheinlich
ein größeres Gewicht habeu, als die zur Waarenversen-
dungeu gewöhnlich dieucudeu Kisten, und sofern nicht
nach Maßgabe der Bestimmungendes amtlichen Waaren¬
verzeichnisses nnter dem Artikel „Koffer" deren tarif¬
mäßige Verzollung einzutreten hat, oder die darin ein¬
geführten Waaren verschiedenen Tarifpositionenangehören,
die in den betreffenden Nummern des Zolltarifs für
Kisteu ausgeworfeneTara gewährt werden könne."

Vorstehender Beschluß wird auf Grund Erlasses des
Herru Finanz-Ministers vom 30. April cr. III 5034
hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Cöln, den 7. Mai 1878.
Der Provinzial-Steuer-Direktor.

507, 477 Bestimmungen,betreffend die Herstellungvon Wermnthpnlverznr
Denaturiruugvon Salz.

1. Wer Wermuthpulver zur Deuaturirung von Salz
mit dem Ansprüche ans Ertheilnng des steneramtlichen
Zeugnisses über dessen Reinheit und Brauchbarkeit her¬
stellen will, hat bei der Direktivbehörde,iu deren Bezirk
die Herstellung erfolgen soll, einen Zusagescheinnach¬
zusuchen.

2. Der Zufagefcheinwird in der Regel nur dauu
ertheilt, wenn die Fabrikanlage am Sitze einer Steuer¬
stelle sich befindet. Die Ertheilnng erfolgt widerruflich
und unter der Bedingung,daß der Unternehmer sich
protokollarisch den nachfolgenden Bestimmungen unterwirft.

3. Der Unternehmer ist verpflichtet:
a) nach näherer Anordnung der Direktivbehördedie

Lagerräume für das Rohmaterial und das fertige Pulver,
sowie die Fabrikationsräume (Dörrcinlage, Mahlwerk
u. f. w.) verschlußfähig und derart übersichtlich herzu¬
stellen, daß eine sichernde Aufsicht über deu Betrieb
geübt werden kann — auch die erwähnten Räume in
diesem durch Zeichuuug und Beschreibung festzustellenden
Znstande zu erhalten;

l>) einen nach dem Ermessen der Steuerbehörde ge¬
eigneten Raum znm Aufenthalt für die Steuerbeamten
uud zur^Verrichtuugihrer Arbeiten, so wie die erforder¬
lichen Einrichtungsgegenständennd Wiegevorrichtungen
zu gewähren und zu unterhalten uud die hierdurch, so¬
wie durch die steuerliche Ueberwachungder Anlage er¬
wachsende» Kosten iu dem von der Steuerbehörde fest¬
zusetzenden Betrage zu tragen uud auf Erfordern dafür
Sicherheit zu bestellen.

4. Die Aufbewahrungsräume für das Rohmaterial
uud das fertige Pulver stehen ununterbrochen, die

Fabrikationsräume während der Zeit, in welcher nicht
gearbeitet wird, uuter amtlichem Verschlüsse durch Kunst¬
schlösser. So lange Wermuthkraut sder Wermuthpulver
in deu Aufbewahrungsräumen sich befindet, dürfen in
diesen, nnd so lange die Herstellungsolchen Pnlvers
betrieben wird, auch in den übrigen Räumen der Anlage
keine anderen Stosse, als das von der Steuerbehörde
zugelassene Wermuthkraut und die Fabrikate ans dem¬
selben sich befinden.

5. Der Unternehmer hat der Steuerstelle, zu deren
Bezirk die Anlage gehört, bezüglich jeder zur Verarbei¬
tung bestimmte» Post Wermuthkraut anzumelden:

g.) die Zeit des Bezugs, Name uud Wohuort des

Lieferanten;
l>) Zahl und Zeichen der Kolli und deren Gewicht;
o) die Zeit des Beginns und der voraussichtlichen

Beendigung der Verarbeitung — sosern eine Post nicht
auf einmal znr Verarbeitung gelangt — auch das Ge¬
wicht der Theilpost.

6. Bevor Wermnthkrant in die Gewerbsränme aus¬
genommen werden darf, muß dasselbe einer sorgfältigen
amtlichen Prüfung unterworfenwerden, die Prüfung
erstreckt sich auf deu Inhalt aller Kolli und ist nach
Maßgabe der vou der Direktivbehörde zu ertheilenden
Anleitung darauf zu richten, daß die Waare in nicht
zerkleinertem, echtem, unverdorbenem,insbesondere nicht
entöltem Wermuthkraut ohne Beimischung anderer Stoffe
(Pflanzen, Erden, s. w.) besteht und in jeder Beziehung
zur Herstellung eines wirksamen Denatnriruugsmittels
geeignet ist. Soweit thunlich, hat ein Oberbeamter an
der Prüfung theilzunehmen.

In Zweifelsfällen kann die Direktivbehördeauf"Kosten
des Unternehmers technische Untersuchung durch Sach¬
verständigeanordnen.

Wermnthkrant, welches den Anforderungennicht ent¬
spricht, ist zurückzuweisen.Der Befund ist auf der An¬
meldung zn bescheinigen uuddasKraut von der Prüsnng
ab unter amtlichem Verschluß zu halten.

7. Jede Post ist von den anderen gesondert z»
lagern nnd gelangt, so weit die Stenerstelle nicht Aus¬
nahmen zuläßt, nach der Zeitfolge der Einlagerung zm
Verarbeitung, die unter ununterbrocheneramtlicher Auf¬
sicht zu erfolgen hat.

In BezuH auf das Maß der Zerkleinerung muß das
Pulver einem vom Reichskanzleramt festzustellenden
Muster einsprechen.

Das gewonnene Pulver ist, nach crsolgter Prüfung
nnd Verwiegung in verschlußfähige nnd bezeichneteFässer
zu verpacken und in dem Lager gesondert von anderen
Posten niederzulegen.

Ueber das Gewicht des gewonnenenPulvers, snwie
Zahl, Zeichen, Brutto- und Nettogewichtder Fässer, in
die dasselbe verpackt ist, ist der Steuerstelle eine mit der
Bescheinigung des überwachenden Steuerbeamteu versehene
Anmeldungzu übergeben.

8. Die Versendung von Wermuthpulver zu Denatn-
riruugszweckeu ist unter Nachweisuug der Bestellungder
stenerstelle anzumelden.Dieselbe legt die zn versenden-



den Fässer unter Verschluß und ertheilt aus die Steuer

stelle, in deren Bezirk die Verwendung erfolgen soll,
einen Transportschein uach dem anliegenden Muster.

Der Unternehmer hat sich aus der Anmeldung zn

verpflichten, die Waare in unverändertem Zustande

während der gestellten Frist dem Empsangsamt mit demTransportschcinbei Vermeidung einer Konventionalstrafe
vorzuführen, welche von der Direktivbehörde bis 10 M.für jeden Zentner des Bruttogewichts der Sendung fest¬
gestellt werden kann.

Das Empsangsamt hat die Uebereinstimmung des

Transports mit dem Trausportschein zu prüfen. Er¬

geben sich Verschlnßverletznngen, so ist die Verwendung
des Inhalts der betreffenden Fässer zur Deuaturirung

in der Regel nicht zu gestatten. Ausnahmsweise kauu
die Direktivbehörde die Verwendung desselben zulassen,

svsern die angestellten Ermittelungen die Ueberzeugung

gewähren, daß die Verschlnßvcrlctznng durch Zufall

herbeigeführt und der Inhalt unverändert geblieben.
9. Ans vorherige Anmeldung kann der Unternehmer

Werinuthpulver auch zu anderen als Denatnrirungs-

zwecken in ganzen Fässern entnehmen. Eine amtliche

Wermnthkrant sowie Wermnthpulver, seit dessen Ein-

lagernng mehr als zwei Jahre verflossen sind, sind aus
dem Lager zu entfernen.

10. Der Unternehmer hat die Einsicht der den Be

zng des Wermuthkrants und den Absatz des daraus

gefertigten Pulvers betreffeudeu Schriften uud Geschäfts¬

bücher den Oberbeamten der Steuerverwaltung jederzeit

zu gestatten.

11. Bei Zuwiderhandluttgen gegeu die vorstehenden

Vorschriften und die Anordnungen der Steuerbehörde,

mögeu diese Zuwiderhaudluugeu von dem Unterttehmer
selbst oder von seinen Familienmitgliedern, Dienern,

Lehrlingen, Gewerbegehülfen oder Gesinde begangen sein,

unterwirft sich der Unternehmer einer von der Direktiv-

behörde unter Ausschluß des Rechtsweges sestzusetzeudeu

Konventionalstrafe bis zu einhundert Mark.

12. Die näheren Anordnungen über die steuerliche

Beaufsichtigung der Anlagen, das Verfahren bei den

Anmeldungen nnd die Form derselben, die Behandlung

der Transporte beim Empfaiigsamte, die Registersührnng,

die Dienstanweisungen für die betheiligten Beamten

n. f. w. erläßt die oberste Landes-Finanzbehörde.

Bescheinigung für dasselbe darf nicht ertheilt werden

Transportschein Nr 10
über

Pulver aus Wermuthkrant zur Denaturirung von Salz.

Ansfertignngs-Amt: Stcueramt Schönebeck. Erlediguugsamt: Hauptsteueramt f. incl. G. Berlin.

Der

Zahl und

Verpackung.

Kolli

Bezeichnung.
Brutto-Gewicht. Netto-Gewicht.

Art des augelegten

Verschlusses bezw.

Zahl der Bleie.

Die Trausportfrist lättft

bis zum

Fünf Fässer 8. und 0.

Nr. 75/79

je 55 I<Z zusam¬

men zweihundert

fünf und sieben-

zig KZ

je 50, zusammen
250 KZ

Kreuzweis verschnürt
je 2 Bleie. Summe

10 Bleie.

15. Juli 1878 einschließlich.

Unterschrift des Unternehmers Dr. Schmalz

Das in den obenbezeichneten Fässern verpackte Pnlver ist ausschließlich aus echtem und reinem am 3. Mai

1878 eingelagerten Wermnthkraut unter Beobachtung der Anforderungen des Beschlusses des Bundesraths vom
....... 1878 augefertigt worden und zur Denatnrirnng von Salz branchbar.

Schönebeck, den 3. Juli 1878. Königliches Untersteueramt.

(I.. 8.) N. N.

Der Bundesrath hat in der Sitzung vom 25. März Salzwerken vorhandenen Bestände von Wermuthpulver
d> I. — tz. 19? der Protokolle — auf den Antrag des

Ausschusses für Zoll- und Steuerweseu in Betreff der

Herstellung von Wermuthpulver zur Denaturirung vou

Salz (Nr. 49 der Drucksachen) nachstehende Beschlüsse
gefaßt:

1. Vom 1. Jannar 1879 ab ist zur Deuaturiraug von

Salz nur solches Wermuthpulver zuzulassen, dessen Be¬

reitung uach Maßgabe der anliegenden Bestimmungen

steueramtlich überwacht, desseu Identität bis zum Augen¬

blicke der Verweuduug durch amtlichen Verschluß festge¬
halten nnd bei dessen Verwendung seit der Einlagerung

des rohen Krauts ein Zeitraum vou zwei Jahren noch

nicht verflossen ist.

2. Bis zu dem 1. Jannar 1879 dürfen die auf den

zur Verwendung gelangen.

3. Zur Denaturirung des Salzes kann anstatt der

unter Nr. 2 ^ a, der Bestimmnngen vom 21. Juni 1872

(H. 392 der Prot. des Bnndesraths) vorgeschriebenen

Menge von 1/2 Prozent, eine solche von nnr 1/4 Prozent

des Gewichts des Salzes an Wermnthpulver verwendet

werden, sofern dasselbe den unter Nr. 1 bezeichneten

Ansorderuugen entspricht. Zugleich ist das Einverständ-

niß ausgesprochen, daß die in Ziffer 3 Nr Beschlüsse

zugestandene Erleichterung nur versuchsweise eingeführt

nnd zurückgenommen werden soll, weun weitere Erfah¬

rungen die Besorgnis; von Mißbranchen begründen sollten.

Vorstehende Beschlüsse nebst zugehörigen Bestimmnn¬

gen werden aus Grund Erlasses des Herrn Finanz-
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Ministers vom 16. April cr. lll 4343 hiermit zur öfseul

licheu Kenntniß gebracht.
Cöln, den 6. Mai 1878.

Der Proviuzial-Steuer-Direktor.

30k. 483. Der Gymnasiallehrer Wegehaupt von
Breslau und der Realschullehrer Dr. Lefarth von Aachen

sind vou uus zu Oberlehreru an dem Gymnasium zu

M.-Gladbach eruanut worden.

Cobleuz, den 11. Mai 1878.

Kgl. P roviuzial-Schul-Collegium: von Bardeleb en.
484. Die Wahl des Pfarrers Hermann Petersen

in Mettmann znm Pfarrer der evangelischen Gemeinde

zu Düsseldorf ist von uns landesherrlich bestätigt worden.
Die dadurch erledigte Pfarrstelle an der evangelischen

Gemeinde zn Mettmann (Synode Düsseldorf) wird dnrch
Wahl der Gemeinde wieder besetzt werden und sind

Meldungen zu derselben an den Herrn Superintendenten
Bormbaum in Kaiserswerth zu richten.

Coblenz, den 11. Mai 1878.
Königliches Consistorinm.

508. 500. Nachstehende Verhandlung:

In dem heutigen Termine wurdeu iu Gemäßheit der

HH. 46—48 des Reuteubaukgesetzes vom 2. März 1850,

diejenigen ansgeloosten Rentenbriefe der Provinz West¬

falen und der Rheinprovinz, welche nach dem von der

Königlichen Direktion der Rentenbank aufgestellten Ver¬

zeichnisse vom 11. d. M. gegen Baarzahluug zurückgege¬
ben worden sind, und zwar:

1. 50 Stück Litr. ^ zu 3000 M. — 150,000 M.
2. 20 „ „ L „ 1500 „ MMO „

3. 113 ,, ,, 0 ,, 300 „ — 33,900 „

4. 94 „ „ v „ 75 „ ^ 7,050 „

Summa277 Stück über zusammen 220,950 M.

buchstäblich: Zweihundert, Siebeu und Siebenzig Stück

Rentenbriese über Zweihundert und Zwanzig Tausend,

Neunhundert uud Fünfzig Mark, nebst den dazu gehörigen

Zweitausend, Sechshundert, Sechs und Vierzig Stück

Ziuseoupons uud Zweihundert, Sieben uud Siebeuzig

Stück Talons, nachdem sämmtliche Papiere nachgesehen

nnd für richtig befunden worden, iu Gegenwart der

Unterzeichneten dnrch Feuer vernichtet.
Münster, den 18. Mai 1878.

Vorgelesen, genehmigt nnd unterschrieben.

Schlichter. Vrüning. Holthans. Reiche.

Meyerhoff. Wnttge. Leefemann, Notar.

wird nach Vorschrift des H. 48 des Rentenbankgesetzes

vom 2. März 1850 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß

gebracht.

Münster, den 18. Mai 1878.

Königliche Direktion der Rentenbank für die Provinz

Westfalen, die Rheinprovinz und die Provinz
Hessen-Nassau.

Verordnungen u. Bekanntmachungen
der Königlichen Negierung.

475. Der Herr Oberpräsident hat dnrch Erlaß

vom 10. v. Mts. die Aufhebung der gemäß unserer

Bekanntmachung vom 28. Juli 1873 (Amtsblatt S. 384)
der Stadtgemeinde Kempen bewilligten Hornvieh- und

Schweinemärkte am ersten nnd dritten Montage jeden

Monats, genehmigt.

Düsseldorf, deu 10. Mai 1878. 1. II!. ü. 2151.
3t0. 478 Uebersicht

der im Regierungsbezirk Düsseldorf zu Anfang des Jahres

1878 vorhandenen Kleinkinder- nnd Wartefchnlen nnd

deren Frequenz.

Kreis.

Zahl der
Klein-
kindcr

und

Zahl

der dieselben besuchenden
Kinder.

« Warte¬

kath.
Zu-

schulen evaug. jud. sainmen

1 Barmen 16 1568 252 3 1823

2 Cleve 2 19 254 5 278

3 Crefeld Stadtkreis 6 177 529 26 732

4 Crefeld Landkreis 1 1 23 8 32

5 Düsseldorf Stadtks. 11 293 819 18 1130

6 Düsseldorf Landks. 3 71 121 192

7 Duisburg 2 240 58 6 304

8 Elberfeld 12 929 212 26 1167

9 Essen Stadtkreis 2 202 10 7 219

10 Essen Landkreis 3 162 109 4 275

11 Geldern 2 1 130 2 133

12 M.-Gladbach 7 210 226 11 447

13 Grevenbroich
— — — — —

14 Kempen 2 2 78
—

80

15 Leuuep 6 372 123
—

495

16 Mettmann 4 229 36 2 267

17 Moers 4 117 141 3 261

18 Mittheiln a. d. R. 10 537 225 9 771

19 Nenß 2 3 242 1 246

20 Rees 3 192 105
—

297

21 Solingen 2 104 22 7 133

Vorstehende Nebersicht wird hiermit zur allgemeinen
Keuutuiß gebracht.

Düsseldorf, den 14. Mai 1878. 14. 4221.

5li. 489. Der Lumpcusammler Ludwig Weidemann

hat den demselben am 5. Jannar d. I. von uns ausge¬

fertigten Legitimations- und Gewerbeschein angeblich am
1. dss. Mts. verloren.

Dieser Schein wird hierdurch für ungültig erklärt.

Dnffeldvrf, den 10. Mai 1878. III. III. 6019.

49/). Zufolge Referipts des Herrn Reichskanzlers

vom 5. dss. Mts. ist Herr George E. Bnllock an Stelle

des Herrn Emory P. Beanchamp zum Cousul der Ver¬

einigten Staaten von Amerika in Cöln ernannt nnd in

dieser Amtseigenschaft anerkannt und zugelassen worden.
Düsseldorf, den 18. Mai 1878. I. III. 1Z. 2560.

513. 494. Nachdem das Haus der Abgeordneten in

seiner Sitzung vom 25. Jannar d. I. die Wahlen der

Abgeordneten Dr. Hansmann und l>r. Jansen im 4.

Düsseldorfer Wahlbezirk und die sämmtlichen Wahb

männerwahlen in der Stadt Düsseldorf für ungültig



erklärt hat, und demzufolge von dem Herrn Minister

des Innern die Vornahme der Neuwahlen der Wahl-

mänuer resp, der Abgeordneten in dem gedachten Wahl¬

bezirk angeordnet, anch die Bestimmung des Wahl¬
termins der nuterzeichucten Negierung überlassen ist,

wird hierdurch als Tag der Vornahme der Wahlmäuuer-

Neuwahleu in der Stadt Düsseldorf nud der Wahl-

mänuer-Ersatzwahleu im Landkreise Düsseldorf Mon¬
tag, der l7. Juni d. I. und als Tag der Wahl
der Abgeordneten -Montag, der 1. Jnli l. I.

bestimmt.

Znm Wahlkommissar haben wir den Königlichen Land¬

rath Küpper Hierselbst ernannt.
Düsseldorf, den 20. Mai 1878. I. I. 110?.

514. 495. Der nachstehend abgedruckte 3. Nachtrag zu

den Statuten des Wittwen- nnd Waiseu-Pensious-Vereins

der Bürgermeister, Amtmänner ?e. der Provinzen Rhein¬

land und Westfalen hat auf Gruud der Allerhöchste»

Kabinets-Ordre vom 29. September 1833 die Geneh¬

migung des Herrn Ministers des Juueru erhalten.
Düsseldorf, den 20. Mai 1878. 1. II. U. 2839.

Dritter Nachtrag
zu deu Statuten des Wittwen- und Waisen-Pensions-
Vereins der Bürgermeister, Amtmänner, Gemeinde-

Empfänger und anderen Gemeinde-, sowie der Kreis-

Commuual- und provinziellen Instituts - Beamten der

Provinzen Westfalen und Rheinland, cfr. Beschluß vom

27. October 1866/24. October 1870 wegen Abänderung
des Z. 25 des Statuts, cfr. zweiter Nachtrag vom 26.

October 1874/14. Mai 1875.

Gemäß dem Beschlusse der General-Versammlung

vom 26. November 1877 sind folgende Paragraphen

der Statuten abgeändert uud lauten dieselben fortan,

wie folgt:

H, 1. Zweck des Vereins ist, in den Provinzen West¬
falen und Rheinland den Ehefrauen und Kindern

n,) der Bürgermeister, Amtmäuuer und Gemeinde-Em¬
pfänger und

d) der andern Gemeinde so wie der nicht im Staats¬

dienste angestellten Kreis- nnd provinziellen Jnstitnts-

Beamten nach dem Tode der Ehemänner beziehungsweise
Eltern Pensionen zu gewähren.

Der Beitritt steht, nach Maßgabe der Festsetzung

dieses Statuts uud soweit nicht anders bestimmt ist, bis

zum vollendete» vierzigsten Lebensjahre jedem definitiv
Angestellten frei.

Erfolgt die definitive Anstellung oder Verheirathuug

nach vollendetem vierzigsten Lebensjahre, so kann der

Beitritt nur innerhalb eines Jahres nach der Anstellnng

oder Verheirathnng erfolgen. Ein Alter über 50 Jahre
schließt die Aufnahme ans.

§. 2. Der Beitritt erfolgt mittelst einer von dem

Beitretenden eigenhändig ge- nnd nnterfchriebenen, dnrch

das Amtssiegel beglaubigten Erklärung, worin der Bei¬

tretende sich verpflichtet, alle Verbindlichkeiten, die den

Vereinsmitgliedern durch die gegenwärtigen Statuten

und deren künftig in statutenmäßiger Weise emanirlen

Zusätze nnd Abänderungen auferlegt werden, pünktlich

zn erfüllen, nud nachdem durch ein Phyficats-Attest,

welches nach einem vom Verwaltnngsrathe vorzuschrei¬

benden Formulare auszustellen, unzweifelhaft nachge¬

wiesen ist, daß der Aufzunehmende völlig gesund ist und

keine Symtome zu hektischen oder sonstigen erheblichen

Krankheiten vorhanden sind. Sobald diese Erklärung

mit dein ärztlichen Atteste uud dem Nachweise des Alters

des Beitretenden dem Vorsitzenden des Verwaltnngs-

rathes zugestellt, uud auf dessen Weisung die Zahlung

des Antrittsgeldes uud der sür das Halbjahr, in dem

der Beitritt erfolgt, fälligen Beiträge, event, mit Zinsen

uud Zinseszinsen bewirkt ist, wird dem Betretenden ein

von dem Vorsitzenden nnd zwei Mitgliedern des Ver-

waltuugsraths vollzogenen Receptionsschein zugestellt

uud er in die Receptionsliste unter Vermerk des Tages

seines Beitritts eingetragen. Als solcher gilt der erste

Tag des Halbjahres, in welchem der Beitritt erfolgt.

Das ärztliche Attest bedarf der Beglaubigung durch zwei

Bürgermeister oder Amtmänner, die womöglich Mit¬

glieder des Vereins sind, dahin, daß dieses Attest nichts

enthält, was ihnen als wahrheitswidrig bekannt ist.

Z. 4. Jeder Beitretende zahlt binnen 3 Monaten

nach der Ausnahme ein einmaliges Eintrittsgeld von

12i/s°/g des versicherten Pensionsbetrages. Der von

den Mitgliedern zu entrichtende, nach Verschiedenheit

des Alters bestimmte jährliche Versicherungsbeitrag wird

durch den, diesem Statute beigefügten Tarif festgestellt

und ist präuumerando in halbjährigen Raten im Januar

uud Juli jeden Jahres zur Vereinskasse zn zahlen. —

Bei der Altersberechnnng wird der Tag der definiti¬

ven Anstellung beziehungsweise Verheirathnng als Grund¬

lage angenommen uud immer uur nach ganzen Jahren

gerechnet, in der Weise, daß weniger als ein halbes

Jahr nicht, eiu halbes Jahr oder mehr aber für eiu

ganzes Jahr gelten soll.

Erfolgt der Beitritt bei einem Alter nnter 40 Jahren

nicht innerhalb Jahresfrist nach der definitiven Anstellung

oder Verheirathuug, so hat der Beitreteude das Ein¬

trittsgeld uud die Beiträge mit Zinse» und Zinseszinsen

zu 50/y pro g.u!ic> vom Tage der Anstellung beziehungs¬

weise Verheirathnng ab, nach zu zahlen. Gleiche Nach^

zahlnng der zurückgebliebene» Eintrittsgelder nnd Bei-

trags-Quoten mit Zinsen und Zinseszinsen sichert bis

zum vollendete!: 45. Lebensjahre die Erlangung einer

höheren Pension, wenn der im Z. 2 geforderte Gefnnd-

Heits-Nachweis neuerdings erbracht ist.

Alle Nachzahlungen können in Form eiues bei der

Vereinskasse zu depouireuden, mit 5^/g zn verzinsenden

Wechsels nach dem beigefügten Formulare erfolgen. Die
Amortisation desselben ist in Raten von mindestens 20"/^

zulässig. Wenn ein Mitglied nach dem Tode seiner

Frau die Pensions-Anfprüche für seine Kinder aufrecht

erhalten will, so ist es znr Fortzahlung der Jahresbei¬

träge verpflichtet.

Heirathet dasselbe wieder und macht die Frau auf

Neberweisnug der Pension Anspruch, so müsseu die Jahres¬

beiträge «ach den beiderseitigen Altersverhältnissen und

«ach Maßgabe des Tarifs neu. geregelt werden, und ist



ein solches Mitglied von einer nochmaligen Zahlung des

Eintrittsgeldes nnr dann befreit, wenn es diese Heirath
binnen 6 Monaten nach deren Abschluß dem Verwal-

tnngsrathe anzeigt.

Wer die Zahlung seiner Beiträge bis nach dem 1.

April nnd resp. 1. October versäumt, unterliegt der Be¬

fugnis; des Rendanten, den Beitrag nach vorheriger ein¬

maliger Erinnerung durch einen Postvorschnß zu ent¬

nehmen, welcher bei 15 Mark Conventionalstrase einge¬

löst werden mnß. Ist die Zahlung aber im Laufe des

betreffenden Semesters nicht erfolgt, so kann das sänmige

Mitglied dnrch Beschluß des Verwaltungsraths vom

Verein ausgeschlossen werden; dem Verein bleibt das

Recht vorbehalten, die schuldigen Beiträge von ihm im

Wege Rechtens eiuzuzieheu.
H. 6. Die Pension, welche versichert werden kann,

beträgt zur geringsten Summe jährlich 300 Mark uud

kauu mit Steigerung vou je 150 Mark den Betrag von

90V Mark erreichen. Die Auszahlung an die Wittwe

erfolgt vorbehaltlich der nach Z. 5 zulässigen Reduction,

so lange, als sie nicht wieder heirathet.

Nach dem Tode der Eltern wird für die hinterlassenen

Kinder eine Pension (als Erziehungsgeld) bewilligt, die

uuter demselben Borbehalt snr jeden Sohn bis zum

vollendeten 20. Lebensjahre 75 Mark und für jede

Tochter bis zum vollendeten 17. Lebensjahre 45 Mark

bei einem Versicherungssatze von 300 Mark beträgt.

Ist eine höhere Pension versichert worden, so erhöhen

sich auch die Erziehnngsgelder verhältnißmäßig. Die

Erziehungsgelder dürfen aber in keinem Falle zusammen

den Betrag der versicherten Wittwen-Pension übersteigen.

Bezieht eine zweite oder folgende Fran die Wittwen-

Pension, so treten die Kinder aus sämmtlichen Ehen

erst nach deren Tode in den Gennß der Erziehnngsgelder.
Die Zahlung der Wittwen- und Waisen-Pension wird

vierteljährlich praLuunwra,näc> geleistet und beginnt mit

dem auf den Todestag folgenden 1. April resp. 1. Octo¬

ber und sind davon zunächst die etwa noch rückständigen

Beiträge nnd die Wechselschuld Z. 5 zu decken.

Der Anspruch auf die ganze Pension tritt jedoch, so¬

fern die General-Versammlung auf desfallsigeu Antrag

der Hinterbliebenen nicht anders bestimmt, erst ein,

wenn das betreffende Mitglied dem Vereine drei volle

Jahre angehört hat; es wird aber, wenn das Mitglied

während des ersten Jahres nach dem Receptionstage

stirbt, gar keine Pension und nur ein Drittel, beziehuugs-

weise zwei Drittel der versicherten jährlichen Pension ge¬

währt, wenn dasselbe während des zweiten, beziehungs¬
weise dritten Jahres nach dem Receptionstage stirbt.

K. 8. Die ordentliche General-Versammluug, welche

alljährlich regelmäßig binnen 6 Monaten nach Ablans

des Rechnungsjahres an einem von dem Verwaltungs¬

rathe zu bestimmenden, in einen der beiden Provinzen

gelegenen Orte stattfindet, besteht aus sämmtlichen

Vereins -Mitgliedern. Den Vorsitz iu der Generalver¬

sammlung führt der Vorsitzende des Verwaltuugsraths

oder defseu Stellvertreter, welcher zugleich deu Protokoll¬
führer aus den Anwesenden ernennt:

Zweck der ordentlichen Versammlung ist:

1. Die Ergänzungswahl des Verwaltuugsrathes für

die nächste.Periode;

2. Ergänzung und Abäuderuug derVereius-Statuten;

3. Prüfung der Geschäftsführung des Verwaltuugs¬

raths, welcher durch ein von dem Vorsitzenden zeitig

vorher zu bezeichueudes Mitglied ausführlichen Bericht
über Verwaltungs- uud Vermögenszustand des Vereins

zu erstatten hat.

4. Feststellung der Jahresbilauze und Dechargirung
des Verwaltuugsraths.

5. Die Berathung derjenigen Gegenstände, welche der

Verwaltuugsrath oder dessen Vorsitzender ans dieTages-

Ordnuug zu bringen sür gnt findet.

Der Vorsitzende hat die Mitglieder dnrch ein miude-

steus 14 Tage vor dem Termine abzusendendes Schreiben

nnter Angabe der Zeit, des Orts nnd der Tages-Ord-

nuug zur General-Versammlnng einzuladen nnd genügt
es, wenn der Abgang der sämmtlichen Einladungsschrei¬

ben zu den Akten durch deu Vorsitzenden bescheinigt ist.
§. 9. Außerordentliche General-Versammlnngen müssen

einberufen werden:

1) wenn 20 Vereius-Mitglieder unter Angabe des

Gegenstandes der Berathung, deren Einberufung beim

Vorsitzenden des Verwaltungsraths beantragen;

2) wenn der Beschluß der General-Versammluug auf

Berufung gegen eine Entscheidung des Verwaltungsraths

nöthig wird, und nicht innerhalb dreier Monate eine

ordentliche General-Versammluug ansteht;

3) wenn der Verwaltungsrath oder der Vorsitzende
desselben die Znsamnienbernfnng nöthig erachtet.

Der Vorsitzende des Verwaltuugsraths muß dem An¬

trage oder Beschluß auf Berufung einer außerordent¬

lichen General-Versammlung nach ?os. 1 uud 2 binnen

14 Tagen nachkommen und die Mitglieder des Vereins

durch eine mit einer Frist von 14 Tagen abzusendende

Einladung in derselben Form, wie bei ordentlichen
General-Versammlungen berufe«.

Z. 13. Der Verwaltuugsrath prüft die eingeheuden

Gesuche um Bewilligung von Pensionen nnd erledigt

sie statutenmäßig; er bestimmt, wie die an Pensionen

für die nächste Zeit zu zahlenden Gelder aufgebracht
werde» sollten uud schreibt die etwaigen außerordent¬

lichen Beiträge, ingleichen die beim vorhandenen Mangel

zu machenden Abzüge (ß. 6) aus, beschließt das Nöthige

wegen Einziehung der Beiträge, sowie der Strafgelder
von den säumigen Mitgliedern und wegen deren Aus¬

schließung vom Vereine (H. 4), bestellt deu Reudauten

auf Kündigung, bestimmt die Art und Höhe seiner Be¬

soldung, wie auch die von ihm zn leistende Kaution,
controlirt seine Verwaltung und besorgt die Unterbrin¬

gung der Fonds des Vereins. In dieser Beziehung
bleibt es dem Ermessen des Verwaltungsraths über¬

lassen, in wie weit er die Fonds des Vereins in zins¬

tragenden, vom preußische» Staate garantirten Papieren

anlegen, oder hypothekarisch sicher stellen will. Im

letzteren Falle kann die Ausleihung uur auf Grund des

Katasters erfolgen, und kann dabei nur auf den 30fachen



Betrag des Reinertrags und ein Drittel der Feuerver¬

sicherungsgelder Rücksicht genominen werden, Zn der
Ausleihung müssen mindestens 5 Mitglieder des Ver¬

waltungsraths ihre Zustimmung geben. Die laufenden

Einnahmen hat der Verwaltnngsrath, bis sich Gelegen¬

heit zn deren Sicherstellnng findet, durch den Rendanten
bei einer Sparkasse zn belegen; er beschließt die Kündi¬

gung, Einziehung, Einklagimg und anderweitige Unter¬
bringung von Kapitalien, er ertheilt lvschungssähige
Quittungen nnd Sessionen, stellt Vollmachten aller Art
aus und kaun Immobilien ans dem Hypothekenverbande

entlassen. Er beschließt zugleich die durch Verwaltung

nothwendig werdenden Ausgabe» und weist den Ren¬
danten zn deren Zahlung an. Seine Beschlüsse sind in

allen Punkten, wo nicht statutenmäßig die General-Ver-

sammlnng zu entscheide» hat, bindend für den Verein.

Der Verwaltnngsrath kommt regelmäßig mindestens

jährlich einmal zusammen.
Die Zusammenberufung nach Zeit und Ort findet

durch den Vorsitzenden mittelst 14 Tage vorher abzu¬

sendender Einladungen statt.
Z. 25. Die gegenwärtigen Mitglieder des Vereins

sind berechtigt, ohne Rücksicht ans ihr Alter innerhalb

Jahresfrist nach Genehmigung der Statuten-Verände¬

rungen die Erhöhung der Pensionssätze zu beantragen.

Dieselben haben für den Betrag, um welchen die

Pension erhöht wird, den Beitrag nach dem zur Zeit
der Nachversicherung vorhandenen Alter und das Ein¬

trittsgeld aä 12^2" o z" zahlen, sowie den im K. 2 ge¬

forderten Gesundheits-Nachweis zn erbringen.

Schema

für deu nach 8. 4 der Statuten auszustellenden Wechsel.
den . . ten . . . . . 18 . .

.... Mark Kapital nebst 5 Prozent Zinsen.

Sechs Monate nach der mir geschehenen ^ Loskündi¬
gung zahle ich ans diesen meinen Sola-Wechsel an die
Kasse des Wittwen- nnd Waisen Pensions-Vereins der

Bürgermeister, Amtmänner, Gemeinde-Empfänger und
andern Gemeinde-, sowie der Kreis-Commnnal- und

provinziellen Jnstitnts-Beamten der Provinzen Westfalen

und Rheinland oder deren Ordre die Summe von . . .

welche ich d, 6^0 dieses meines Wechsels mit 5 Prozent

zu verzinsen, und dicse Zinsen in halbjährigen Räten

zugleich mit meinem Betrage zu berichtige» verspreche.

Valnta habe ich von derselben dadurch erhalte», daß
mir das Eintrittsgeld und die Beiträge mit Zinse» nnd

Zinseszinsen, welche ich nach Vorschrift des Z. 4 des

Statuts vom 5./26. Jnli 1362 und des Nachtrags vom
26. November 1677 in Folge verspäteten Eintritts in

Folge der erlangten höheren Pensions-Versicherung baar

zu erlegen schuldig geweseu wäre, auf diesen meiuen

Wechsel von denselben kreditirt worden, und leiste ich

Gemeinde Beert belegene Wassergraben, welcher uoch
weiter ausgebaut uud vou dem Grundstücke des Gerhard

Pastors beginnend über die Besitznng „Kaiserhof" in
den schanbaren Donderbach geführt werden soll, nnter

dem Namen „Kaisergraben" hierdurch für schanbar erklärt.
- Düsseldorf, den 11. Mai 1878. I. lll. L.. 1703.

Verordnungen n Bekanntmachungen
anderer Behörden.

479. Durch Urtheil des hiesigen Kgl. Landgerichts

vom 2. April 1878 ist der ohne Geschäft zu Creseld
wohueude Jacob Jausen, gegenwärtig in der Alexianer-
anstalt daselbst untergebracht, für iuterdicirt erklärt wordeu.

Die Herren Notarien meines Amtsbezirks ersuche ich,

der Vorschrift des Artikels 501 des B. G.-B. zu genügen.
Düsseldorf, den 14. Mai 1878.

Der Ober-Prokurator: von Guerard.

5t<i. 480. Durch Erkenntniß der l. Civil-Kammer des

Königlichen Landgerichts zu Eleve vom 23. April 1878

ist der Gerhard Ebben zu Qualburg für iuterdicirt er¬

klärt und seine Bevormundung verordnet worden.

Die Herren Notare meines Amts-Bezirkes ersuche ich,

der Vorschrift des Artikels 18 der Notariats-Ordnung
zn genügen.

Eleve, den 10. Mai 1878.

Der Ober-Prokurator: Ringe.

317. 497. In Gemäßheit des Z. 14 des Reglements

vom 29. October 1875 über Gewährung von Entschädigung

für polizeilich angeordneie Tödtnng rotzkranker Pferde

und lungenkranken Rindviehs in der Rheinprovinz, zur
Ausführung der Vorschriften im H. 60 des Gesetzes vom

25. Jnni 1875, betreffend Abwehr und Unterdrückung

von Viehseuchen, bringe ich nachstehend die Uebersicht

der Einnahme» imd Ausgaben bei den resp. Viehent-

schädignngsfonds Pro 1877 zur öffentliche» Kenntniß:

Einnahme.

1. Bestand vx 1876

2. Abgaben der Vieh¬
besitzer

3. Zinsen des Reserve¬

fonds

315" 496. Nuter Bezugnahme auf das Polizei-Regle¬

ment über alle schanbaren Gewässer des Kreises Geldern

vom 7. Augnst 1844 wird der im westlichen Theile der

Summa der Einnahme

Ents chädigungsfonds
sür

Pferde l Rindvieh

M. P.I M. P.

Bemerkungen.

5384S-20

53843 20

64735,80

91807,30

2227 50

Von Pferden
wurde die

vierfache Ab¬

gabe-^ 4«>Ps.

pro Stück
und von

Rindvieh die

doppelte Ab¬

gabe 10Pf.

Pro Stück

erhoben.

158770I60I

K!«
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IZ. Ausgabe.
1. Vorschuß »x 1876
2. Veranlaguugskosteu

und Hebegebühren
für die Gemeinde
Vorstände und Ge¬
meinde-Empfänger

3. Drnckkosten n. Porto
4. Entschädigungen der

Viehbesitzer
5. Für Beschaffung von

4 prozeutigeu
Rheinprovinz-Ob
ligatioueuzumNo-
minalwerthe von
99000 M.

Summa der Ausgabe

!
3264317

5354 32
169 25

34913 34

9180 73
169 25

15861

102712

21

50
73110 08l127923!69>

A bschl u ß.
Die Eiuuahme beträgt
Die Ausgabe beträgt

Bestand
VorschußMithin- 1926688

lZahldergetöd¬tetenPferde

Betrag der
gezahlten
Entschädi¬

gung
M, P.

Zahl
des ge¬
tödte¬

ten
Rind¬
viehs

Betrag der
gezahlten
Entschädi¬

gung.

M, P.

1. Reg.-Bez. Aachen 2 345 — 68 9621 30
L. Reg.-Bez. Coblenz 20 6265 — 1 156 —

3. Reg.-Bez. Cöln 14 451750 9 1067 —

4. Neg.-Bez. Düsseldorf 41 12555 — 16 3700 10
5. Reg.-Bez. Trier 41 1123084 6 1316 81

Summa 118 34913 34> 100 15861 21

Der Rind-
viehentschä-

53843 20158770 60 digungs-
7311008 127923 69 sonds besitzt

30846 91 dem
Baarbestan-

de noch
99000 M. in
4 i/s prozen¬
tigen Rhein-
provinz-Ob-
ligationen.

Die getödteten Thiere und die hierfür gezahlten Ent-
fchädigungen vertheilen sich auf die einzelnen Regierungs¬
bezirke wie folgt:

Düsseldorf,
Der

den 6. Mai 1878.
Landes-Direktor der Rheinprovinz:

Frhr. v. Landsberg.

5Ut
Sicherheits-Polizei.

450. In der Nacht vom 2. zum 3. Mai d. I.
dem Uhrmacher Hermann Lindemann zu Mettmann

aus einem Gebäude mittelst Einbruchs 1. eiue neue
achtsteinige silberne Cylinderuhr, im Innern gezeichnet
Lt. '1'., 2. eiue getragene silberne Cylinderuhr, 3. eine
Talmi-Kette mit englischenHaken, 4. ein Talmi-Medaillon
gestohlen worden.

Ich ersuche alle diejenigen, welche über den Thäter
oder den Verbleib der gestohlenen Gegenstände Auskunft
ertheilen könueu, mir oder der nächsten Polizeibehörde
ungesäumt davon Mittheilung zu machen.

Elberfeld, den 7. Mai 1878.
Der Ober-Prokurator: Lützeler .

465. Ju der Nacht vom 4. zum 5. Mai cnrr.
sind ans einem Gebände zu Repelen nnter erschwerenden
Umstünden folgende Gegenstände entwendet worden:

1. ein Kelch, 2. 6 nensilberne Eß- und 7 dito Thee¬
löffel, 3. 12 silberne Theelöffel, gez. /V. N., 4. ein Paar
Stiefel, 5. 1 Kerzenleuchter vou Christoffel, 6. 1 silber¬
ner Eßlöffel, gez. II, 7. 1 desgleichen Löffel, gez.
Lpbos 5,20, 8. 3 kleine Eßlöffel von Christoffel, einer
gez. ?. II

Wer über den Dieb oder den Verbleib des Gestohlenen
Auskunft zu gebeu vermag, wolle mir oder der nächsten
Polizeibehörde Mittheilung machen.

Cleve, den 10. Mai 1878.
Der Ober-Proknrator: Ringe.

Z20 470. In der Nacht vom 5. zum 6. Mai dieses
Jahres ist zu Elberfeld aus einem Gebäude mittels Ein¬
bruchs dem Fuhrunternehmer Johann Vöhle ein Pferde¬
geschirr gestohlen worden.

Ich ersnche alle Diejenigen, welche über den Thäter
oder den Verbleib des Pferdegeschirres Auskunft erthei¬
len können, mir oder der nächsten Polizei-Behörde unge-
fäumt davon Mittheilung zu machen.

Elberfeld, den 15. Mai 1878.
Der Ober-Proknrator: Lützeler.

52t 481. Der Wittwe Hermann Ridder zn Frohn-
hanfen sind in der Nacht zum 28. April er. 6—7 ver-
schiedeusarbige Hühner hiesiger Race nnd ein schwarz
und weiß gefiederter Hahn gleicher Raee entwendet
Worden. (1050—78).

Jeder, der über die Thäterschaft oder den Verbleib
der gestohlenen Hühner Auskunft geben kann, wird auf¬
gefordert, mir oder der nächsten Polizei-Behörde davon
Mittheilung zu machen.

Essen, den 10. Mai 1878.
Der Staatsanwalt: Schlüter.

522. 487. Am 4. d . M. Abends zwischen 10 und 11
Uhr ist der Verwalter Hermann Feldhans Hierselbst auf
einem, aus der Richtung der Zeche Jduna nach der
Hattinger Chaussee führenden Wege, anf welchem er
durch einen, über diesen gespannten Strick zu Falle ge¬
bracht wurde, von 4 unbekannten Männern, die ihn
durch ein über den Kopf geworfenes Tuch Hülfe zu
rufen verhinderten, seiner stark getragenen Cylinderuhr
mit Goldrand (ohne Secundenzeiger) auf deren Deckel
eine Eichenranke eingravirt ist, nnd feines Geldes im
Betrage von etwa 12 Mark beraubt worden.

Ich ersuche Jeden, der über die Thäterschaft Auskunft,
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selbst auch nur die geringste, zu geben vermag, um Mit¬

theilung.
Bochum, den 13. Mai 1878.

Der Staats-Anwalt.

523 488. Die Gertrnde Schlickum aus Unterbach ist

ist am 25. März er. auf dem Wege von Unterbrich nach
Erkrath von einem unbekannten Manne mittlerer Statur,

mit schwarzem Vollbarte und bekleidet mit schwarzem

Rock, grauer Hose und grauer Pelzmütze in unzüchtiger

Weise angefallen worden.

Ich ersuche Jeden, welcher über die Person des Thä¬
ters Auskunft zu geben vermag, mir oder der nächsten

Polizeibehörde davon Anzeige zu machen.
Düsseldorf, den 18. Mai 1878.

Der Uutersuchungs-Richter II: Rudorff.

Personal-Chronik.
524. 498. L.. Kommnnal-Verw altuug.

Ernannt: s.. der Mühlenbesitzer Will). Meininghaus

zu Broich zum ersten Beigeordneten der Bürgermeisterei
Br'oich, d. der Gutsbesitzer Friedrich Löckeuhoff auf

Steineshoff zum ersten Beigeordneten der Bürgermeisterei

Hubbelrath, und o. der Stadtsecretair Neuhoff zum
Stellvertreter der Standesbeamten der die Stadt- und

Land-Bürgermeistereien Emmerich umfassenden Standes¬

amtsbezirke.
L. Med izin al - Verw al tu u g.

Dem Apotheker Leopold von Schwedler zu Wesel, bis¬

her Verwalter der Ritz'schen Apotheke dortselbst, ist die

Concession zur Führung dieser Apotheke für eigene Rech¬

nung ertheilt worden.

Patente.
525. 471. Das dem Herrn George Edward Saville
zu Sowerbh Bridge unter dem 20. November 1876
ertheilte Patent

auf einen Leuchtgas-Reiuigungs-Apparat
ist aufgehoben.

528. 472. Das dem Civil Ingenieur C. Wigand zn
Bielefeld unter dem 24. Februar 1877 auf die Dauer

von drei Jahren und für den Umfang des preußischen
Staats ertheilte Patent

auf eine durch Zeichnung und Beschreibung nachgewie¬

sene Waschmaschine, soweit sie als neu und eigenthüm¬
lich anerkannt ist,

ist aufgehoben.

527. 476. Das dem Ingenieur George Hondaille zu
Paris unter dem 2. Februar 1876 ertheilte Patent

auf einen durch Zeichnung und Beschreibung nachge¬

wiesenen Mechanismus zum Aufnehmen uud Abgebeu
des Korbes an Förderkünsten

ist aufgehoben.

528. 485. Das dem Ingenieur Franz Rudeloff zu
Buckau unterm 27. März 1877 ertheilte Patent auf

einen verstellbaren Tisch an Zinkenfraisemaschinen,
ist aufgehoben.

52V- 486. Das den Herren F. Edmund Thode
Knoop zu Dresden unter dem 23. September 1876 auf

die Dauer von drei Jahren für den Umfang des preußi¬
schen Staates ertheilte Patent

auf eine durch Zeichnung und Beschreibung nachge¬
wiesene Rotationsmaschine, ohne Jemand in der An¬

wendung bekannter Theile zu behindern,

ist aufgehoben.

530 . 499. Zusammenstellung

Nr. der der in den öffentlichen Anzeigern Nr. 71, 72 und 73 zur Besetzung angezeigten, Meldung
Bekanntm, gegenwärtig vakanten Dienststellen. bis zum

2360 Klassenlehrer an der evangelischen Volksschule in Gerresheim bei Düsseldorf. Einkommen: 1200
Mark und Miethsentschädignng von 150 Mark. 15/6

2361 Lehrer an der evangelischen Schnle in Nenstadt, Reg.-Bez. Cöln. Einkommen: 1500 Mark
und freie Wohnung ?c. Entschädigung für Schreibmaterialien :e. von 200 Mark u. s. w. 5/6

2362 Lehrer an der evangelischen Volksschule in Rheydt, Kreis M.-Gladbach. Einkommen: 1200

Mark, steigend bis 1500 Mark, sowie Miethsentschädigung von 100 resp. 150 Mark. —

2430 Klassenlehrer an dtzr evangelischen Volksschule in Wiescheid, Kreis Solingen. Einkommen: 1200
Mark und freie Wohnung. 4/6

2431 Lehrerin an der katholischen Volksschule in Uedem, Kreis Cleve. Einkommen: 968 Mark. baldigst

2432 Klassenlehrer an der evangelischen Volksschule in Lüttringhausen, Kreis Lennep. Einkommen:

1125 Mark uud.Miethsentschädigung von 180 Mark resp. 150 Mark. —

2363 Zwei Polizeisergeanten in M.-Gladbach. Einkommen: 1000 Mark nnd Miethsentschädigung von

120 Mark und an Kleidergeld 75 Mark. 28/5

Redigirt im Büreau der Königlichen Regierung. — Düsseldorf, L. Votz <k Co., Königliche Hofbuchdrucker.
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